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Große Anfrage 

des Abgeordneten Senfft und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Soziale Kosten des LKW-Verkehrs 


Wir fragen die Bundesregierung: 

A. Verkehrssicherheit 

1. Welchen Anteil hatten LKW 

a) an der Gesamtzahl edler zugelassenen Kraftfahrzeuge in 
der Bundesrepublik Deutschland, 

b) an den Fahrleistxmgen aller Kraftfahrzeuge in der Bundes- 
repubhk Deutschland 

seit 1970? 

2. Wie groß war der Anteil der Unfälle, an denen LKW beteiligt 
waren, gemessen an der jährlichen Gesamtzahl der Straßen- 
verkehrsunfälle in der Bimdesrepublik Deutschland seit 1970 

a) innerorts, 

b) außerorts? 

3. Welches sind die wesenthehen Ursachen für LKW-Unfälle 

a) innerorts, 

b) außerorts? 

4. a) Wie groß war der Anteil der bei LKW-Unfällen verletzten 

und getöteten 

— PKW-Insassen, 

— nichtmotorisierten Verkehrsteilnehmer (Radfahrer imd 
Fußgänger nach Altersgruppen) 

an der Gesamtzahl der Verkehrsimfcdlopfer in den genann- 
ten Personengruppen seit 1970? 

b) Auf welche Höhe belaufen sich die imfallbedingten volks- 
wirtschafthehen Gesamtkosten des LKW-Verkehrs seit 
1970? 

c) Wie hoch ist der volkswirtschafthche Schaden, der durch 
die Verkehrstoten durch LKW-Unfälle seit 1970 entstanden 
ist? 
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d) Auf wieviel Milliarden DM beläuft sich jährlich der volks- 
wirtschaftliche Schaden, der durch LKW unfallbedingten 
Krankheitsausfall am Arbeitsplatz entstand? 

e) Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die 
besondere Gefährdung von Radfahrern und Fußgängern 
durch LKW durch bauliche Maßnahmen an den LKW (seit- 
licher Unterfahrschutz für Radfahrer, zusätzliche Spiegel 
zur Vermeidung toter Winkel) zu vermindern? Wird die 
Bundesregienmg diese baulichen Sicherheitseinrich- 
tungen an LKW gesetzlich vorschreiben? 

5. a) Wie beurteilt die Bundesregienmg die Tatsache, daß 

immer mehr große Handelsketten dazu übergehen, ihre 
Filialen direkt ab Zentrallager mit 38-t-Sattelzügen zu 
beliefern und somit auch Wohngebiete mit Schwerlastfahr- 
zeugen zu befahren? 

b) Wie beurteüt die Bundesregierung die Möglichkeit, durch 
Einrichtung von „Autohöfen" an der Peripherie größerer 
Orte, in denen für die betreffende Stadt bestimmtes Lade- 
gut in kleinere Transporter umgeladen wird, schwere LKW 
weitgehend aus besiedelten Bereichen herauszuhalten? 

c) Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die Einrichtung 
von Autohöfen zu fördern? 

6. Wie hoch war der durch LKW-Unfälle jährlich verursachte 
Sachschaden seit 1970 

a) insgesamt, 

b) an dem beförderten Ladegut? 

7. a) Wie viele Unfälle waren seit 1970 bei der Beförderung 

gefährlicher Güter zu verzeichnen? 

b) Welche Mengen, welche Stoffe wurden dabei in die 
Umwelt freigesetzt? 

c) Welcher Sachschaden ist dabei entstanden? 

d) Wie hoch können die Umweltschäden dieser Unfälle bezif- 
fert werden (Vergiftung von Grundwasser, Böden und Luft, 
notwendige Evakuienmgsmaßnahmen)? 

e) Wie groß waren vergleichsweise 

— Unfallzahlen, 

— Sachschäden, 

— Umweltschäden 

bei der Beförderung gefährlicher Güter mit der Bahn im 
gleichen Zeitraum? Wie waren die Relationen der von 
beiden Verkehrsmitteln beförderten Mengen an gefähr- 
lichen Gütern? 

8. a) Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, 

inwieweit die für den LKW-Verkehr geltenden Verkehrs- 
regeln und Sozialvorschriften, wie etwa 

— die Festlegung von zulässigen Höchstgeschwindig- 
keiten auf Bundesautobahnen und Bundesstraßen, 
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— die Festlegung von zulässigen Lenkzeiten bzw. erfor- 
derlichen Rxihezeiten 

eingehalten werden? Wie entwickelten sich die festgestell- 
ten Übertretungen dieser Regelungen seit 1970? 

b) Welchen Einfluß hatte der Befolgungsgrad der o. g. Vor- 
schriften auf die Unfallhäufigkeit im LKW-Verkehr? 

c) Wie schätzt die Bimdesregienmg den Einfluß des Befol- 
gimgsgrades der Verkehrs- imd Sozialvorschriften im 
LKW-Verkehr auf die Wettbewerbsbedingungen im Güter- 
fernverkehr ein, insbesondere in Relation zum Gütertrans- 
port auf der Schiene? 

d) Welche Möglichkeit sieht die Bimdesregienmg, den Befol- 
gungsgrad der gesetzlichen Regelungen für den LKW- 
Verkehr zu verbessern? 

e) Wie viele LKW-Fahrer wurden aufgrund der Arbeitsbedin- 
gungen seit 1970 vorzeitig berufs- oder erwerbsunfähig? 

f) Wie viele LKW-Fahrer 

a) erreichen seit 1970 das Rentenalter, 

b) mußten vorzeitig in den Ruhestand treten? 

g) Wie hoch waren die jährlichen Aufwendungen der Renten- 
versichenmgsträger für diese Personen? 

9. Wie viele imd auf welche jährliche Gesamtsumme belaufen 
sich die gegen LKW-Fahrer und Güterkraftunternehmen 
ergangenen Bußgeldbescheide seit 1970? 

10. Wie hoch waren die Verwaltungskosten für die Bußgeldver- 
fahren gegen das LKW-Gewerbe im angegebenen Zeitraum? 

11. Wieviel Verstöße gegen die Sozialvorschriften wurden seit 
1970 entdeckt, und wie hoch schätzt die Bimdesregienmg die 
Dunkelziffer bei Verstößen gegen die Sozialvorschriften? 

12. Kann die Bimdesregienmg bestätigen oder widerlegen, daß 
die Konkurrenzsituation im LKW-Gewerbe zu häufigen Ver- 
stößen gegen die Sozialvorschriften führt? 

13. Wie bewertet die Bimdesregienmg Aussagen von LKW-Fah- 
rem, die angegeben haben, daß ihre Arbeitgeber ihnen Geld 
für eventuelle Bußgelder auf die Fahrt mitgegeben haben? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung gegen diese 
kriminellen Handlungen von Unternehmern ergreifen? 

14. Teilt die Bundesregierung die Vermutung der GRÜNEN, daß 
Bußgelder im LKW-Gewerbe inoffizieller Bestandteil der 
Kalkulation des Gewerbes sind? 

15. Wie hoch waren die jährlichen Kosten für Straßenverkehrs- 
kontrollen durch die Polizei anteilig für 

a) LKW, 

b) PKW, 

c) sonstige 
seit 1970? 
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16. Wie hoch war die Summe der Prozeßkosten bei Gerichtsver- 
fahren, bei denen LKW-Fahrer und Unternehmen wegen 

a) Unfällen, 

b) Verstößen gegen die Straßenverkehrs-Ordmmg, 

c) Verstößen gegen die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung, 

d) Verstößen gegen die Sozialvorschriften 
beteiligt waren seit 1970? 

17. Wie viele Gerichtsverfahren mit welcher Gesamtsumme gin- 
gen seit 1970 zu Lasten 

a) der Staatskasse, 

b) der LKW-Unternehmen? 

18. Trifft es nach Auffassung der Bundesregierung zu, daß das 
Strafmaß für LKW-Fahrer, wenn sie durch das LKW-Fahren 
ihren Lebenstmterhalt verdienen, bei von ihnen verursachten 
oder nütverschuldeten Unfällen geringer ausfällt als bei PKW- 
Fahrem? 

19. Wie viele Freisprüche und welche Gesamtsumme für Geld- 
strafen für LKW-Fahrer nach Unfällen nüt Todesfolge für 

a) Fußgänger, 

b) Fahrradfahrer, 

c) PKW-Insassen, 

d) motorisierte Zweiradfahrer 

gab es seit 1970 im 

aa) Nahverkehr, 

, bb) Bezirksverkehr, 
cc) Werkverkehr, 
dd) Fernverkehr? 

20. Wie hoch war die Zahl der jährlich eingezogenen Fahrerlaub- 
nisse für LKW-Fahrer nach Unfällen nüt 

a) tödlich Verletzten, 

b) Schwerverletzten, 

seit 1970 im 

aa) Nahverkehr, 
bb) Bezirksverkehr, 
cc) Fernverkehr, 
dd) Werkverkehr? 

ß. Wegekosten 

21. Wie hat sich die Verkehrsleistimg in Tonnenküometer (t/km) 
im Güterverkehr auf der Straße imd der Schiene seit 1970 
entwickelt? 

22. Wie haben sich die Jahresumsätze im Güterverkehr seit 1970 
im 
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a) Nahverkehr, 

b) Bezirksverkehr, 

c) Fernverkehr 

bei der Deutschen Bundesbahn entwickelt? 

23. Kann die Bundesregierung bestätigen oder widerlegen, daß 
sich u. a. die Erhöhung der Maße und Gewichte im Güter- 
kraftverkehr negativ auf das Wirtschaftsergebnis der Deut- 
schen Bundesbahn im Güterverkehr ausgewirkt hat? 

24. Welchen Anteü hatte die Beseitigung der von LKW verursach- 
ten Straßenschäden an den gesamten Straßenunterhaltungs- 
kosten von Bundes-, Landes-, Kreis- und Gemeindestraßen in 
den Jahren 1970 bis 1985? 

25. a) Wie hoch ist die Summe der Mehrkosten für den Straßen- 

bau, die aufgrund des LKW-Verkehrs aufgewandt wurden? 

b) Wie setzt sich diese Summe im Zeitraum 1970 bis 1985 
zusammen (Brücken, Kriechspuren, Reparaturen, Fahr- 
bahnbreiten, Unterbau usw,)? 

26. Laut Wegekostengutachten des DIW von 1983 lag der Wege- 
kostendeckungsgrad des Strcißengüterverkehrs (bei einer 
Kapitalverzinsung von 2,5%) 1981 bei 62%, der von Sattel- 
zügen bei 53,7%, Dagegen wurden für den PKW- Verkehr 
126,2 % Wegekostendeckung errechnet. 

a) Welche Maßnahmen will die Bundesregierung ergreifen, 
um der hinsichtlich der verursachten Wegekosten offen- 
sichtlichen steuerüchen Ungleichbehandlung von PKW 
imd LKW abzuhelfen? 

b) Hält die Bundesregierung die angegebene Kapitalverzin- 
sung von 2,5 % für reahstisch? Wenn ja, weshalb wird bei 
der Deutschen Bundesbahn eine Kapitalverzinsung von 
6 % bei den Wegekosten zugrunde gelegt, 

27. Die Wegekostendeckungsgrade des Güterverkehrs auf der 
Straße (62%) und auf der Schiene (65%) lagen 1981 etwa 
gleich hoch. 

a) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Güter- 
transport auf der Schiene hinsichtlich Energieverbrauch, 
Umweltbeeinträchtigung und Verkehrssicherheit dem 
Gütertransport auf der Straße überlegen ist? 

b) Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, zum 
Ausgleich der von der Bahn im Güterverkehr erbrachten 
Dienstleistungen an der Allgemeinheit (weniger Energie- 
verbrauch, Umweltbelastung und Unfallgefahren) durch 
einen höheren staatlichen Zuschuß zu den Wegekosten zu 
vergüten? 

c) Welche Maßnahmen will die Bundesregierung ergreifen, 
die sehr niedrigen Wegekostendeckungsbeiträge des 
Transit-LKW-Verkehrs anzuheben? 

28. Wie bewertet die Bimdesregienmg die vom Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschimg (München) vorgelegten Jahresprognose 
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für 1986, die für den Straßengüterfemverkehr ein 4,5prozen- 
tiges Transportwachstum prognostiziert, hinsichtlich 

a) der Verkehrssicherheit, 

b) dem Umweltschutz, 

c) dem Wirtschaftsergebnis der Deutschen Bimdesbahn, 

luid welche Folgekosten werden voraussichtlich bezüglich a), 
b) und c) daraus entstehen? 

29. Wie wird sich bis 1992 die geplante liberalisienmg im Güter- 
verkehr auf 

a) Verkehrssicherheit, 

b) Umweltschutz, 

c) Deutsche Bundesbahn 

auswirken, \md welche Folgekosten werden voraussichtlich 
daraus entstehen? 

30. Wie viele Bahnhöfe mit Verladeanlagen für Huckepack- luid 
Containerverkehr gibt es in der Bimdesrepubük Deutschland, 
und wie hoch waren die durchschnittlichen Baukosten dieser 
Anlagen? 

31. Wieviel Huckepack- imd Containeranlagen müßten in der 
Bundesrepublik Deutschland zusätzlich gebaut werden, um 
ein flächendeckendes Netz (Umkreis von 150 km) von Ver- 
ladestellen zu erstellen? 

32. Wie hoch wären die Investitionskosten für ein solches flächen- 
deckendes Netz 

a) insgesamt, 

b) Verladestellen, 

c) Strecken? 

33. Wie hoch ist die finanzielle Beteüigimg des B\mdes für 
Straßenbaximaßnahmen tmd für Schienenstrecken 

a) in EG-Ländem, 

b) in Drittländern, die für den Güterverkehr bedeutimgsvoU 
sind? 

C. Umweltverträglichkeit 

34. In welchem Maße trägt der LKW-Verkehr 

— zur Lärmbelästigung, 

— zur Abgasbelastung (getrennt nach den Faktoren CO, SO 2 , 
NOx und CH) 

bei, und zwar 

a) bezogen auf die Gesamtemissionen des Verkehrs, 

b) bezogen auf die Gesamtemissionen überhaupt? 

35. Wie beurteilt die Bimdesregienmg die von den Emissionen 
des LKW-Verkehrs ausgehenden Gefährdimgen im Vergleich 
zu denen des PKW-Verkehrs? 
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36. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung, um 
die überproportionalen Emissionsanteile des LKW-Verkehrs 
auf ein Niveau zurückzuführen, das dem Anteil des LKW- 
Verkehrs an der gesamten Straßenverkehrsleistung ent- 
spricht? 

Welche konkreten Schritte sind in dieser Richtimg bereits 
erfolgt? 

37. a) Wie hoch waren die volkswirtschaftlichen Verluste durch 

das Waldsterben 1985? 

b) Welchen monetären Anteil an den Waldschäden gemessen 
an den Emissionen haben 

a) Industrie, 

b) private Haushalte, 

c) Verkehr insgesamt, 

d) LKW? 

38. Wie wird sich, ausgehend von der Ifo-Prognose und den 
Liberalisierungsabsichten, der Anteil an 

a) den Folgekosten des Waldsterbens durch den LKW- 
Verkehr, 

b) den Schadstoffemissionen durch LKW 
entwickeln? 

39. Welche Veränderungen hinsichtlich der einzelnen Fragen der 
Fragenkomplexe A (Verkehrssicherheit), B (Wegekosten) und 
C (Umweltbeeinträchtigungen) werden sich voraussichtlich 
bei Eintreffen der Ifo-Prognose und der Verwirklichung der 
Liberalisierung ergeben? 

Bonn, den 30, Aprü 1986 

Senfft 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
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